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n.::S~ der 'Beilagen zu den stenogr<lphischen Protokollen des Nationalrates 

XII. Gesetzgebungsperiode 

.e 
--,."-

Antrag 

betreffend ein Bundesgesetz übe! den Urlaub der Arbeitnehmer 
(UrlaUbsgesetz). 

-.-.-.-.-.-.-.-.-. 

Der Nationalrat wolle beschließen: 
Bundesgesetz vom ••.••• 1970 über den 
Urlaub der Arbeitnehmer (Urlaubsgesetz). 

der Nationalrat hat beschlossen: 

Abschnitt I. 

§ 1. Die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes gelten für 
alle Arbeitnehmer (Lehrlinge) in einem privatrechtlichen Ar­
beits(Lehr)verhä~tnis (im folgenden als Arbeitnehmer bezeich­
net) '. 

§ 2. Ausgenommen vom Geltungsbereich dieses Bundesge­
setzes sind 

a) Arbeitnehmer, die dem Bauarbeiter-Urlaubsgesetz 1957, 
BGBl.Nr.128~ unterliegen, 

b) Arbeitnehmer, die Land- und Forstarbeiter gemäß dem 
Landarbeitsgesetz, BGB1.Nr.140/1948 sind, 

c) Arbeitnehmer, die in einem privatrechtlichen Arbeits­
verhältnis zu einem Land, einem Gemeindeverband oder 
einer Gemeinde stehen und beh~rdliche Aufgaben zu be­
sorgen haben, 

d) Heimarbeiter und die diesen nach den jeweiligen ge­
setzlichen Vorschriften über·die Heimarbeit arteits­
rechtlich' gleichgestellten Personen. 

J 
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Abschnitt 11. _. 
Allgemei.ne Bestimmungen 

UrJaubsanspruch 

§ 3. Jeder Arbeitnehmer hat in jedem Kalenderjahr An­
spruch auf bezahlten Urlauce 

Urlaubsausmaß 

§ 4. (1) Das Urlaubsausmaß beträgt 18 vlerktage; es er-

J ' 
-2-

höht sich auf 24 1'lerktage 9 wenn die zurüclcgelegten Dienstzeiten 
einschließlich anrechenbarer Zeiten zehn Jahre, und auf 30 
V'lerktage, v:enn sie 25 Jahre umfassen. 

(2) Jugendlichen gebü:.lJ.rt bis zum Ende des Kalenderjahres, 
in dem sie das 18 m Lebensjahr vollenden, ein Urlaub im Ausmaß 
von 24 WeTI±agen. 

(3) Das für ein Kalenderjahr gebührende Urlaubsausmaß 
ist nach den im Laufe des betreffenden Kalenderjahres zurück­
gel'egten Dienstzeiten einschließlich anrechenbar-er Zeiten 
zu bestimmen. 

Dienstzeiten und anrech~nbare 
Zeiten 

§ 5. (1) Dienstzeiten im Sinne des § 4 sind alle in dem 
oder einem vorangegangenen Arbeits(Lehr)verhältnis bei demselben 
Arbeitgeber oder in demselben Betrieb zurückgelegten Zeiten, 
soferne sie nicht länger als jeweils sechs Monate unterbrochen 
sind. ~ 

(2) Anrechenbare Zeiten im Sinne des § 4 sind: 
a) bis zum Ausmaß von fünf Jahren alle anderen in einem 

Arbeits (Lehr) verhältnis im Inland zugebrachten Zeiten J 

soferne sie jeweils mindestens sechs Monate gedauert 
haben. Das gleiche gilt für Zeiten eines arbeitnel~er­
ähnlichen Vertragsverhältnisses familienrechtlicher Art, 
eines Heimarbeitsverhältnisses sowie für Zeiten einer 
selbständigen Erwerbstätigkeit; 

b) zwei Jahre, wenn Arbeitnehmer das Bildungsziel einer 
allgemeinbildenden oder berufsbilder.den höheren Schule 
durch die erfolgreiche Ablegung der Reifeprüfung 
(Externistenreifeprüfung) erreicht haben; 

c) weiters vier Jahre, wer...n Arbei tne11mer ein' ordentliches 
Hochschulstudium durch die Erwerbung eines akademi~ 
schen Grades oder in der sonst in der betreffenden 
Studienvorschrift vorgesehenen Weise abgeschlossen 

.haben .. 
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(3) Treffen die in den Absätzen 1 und 2 genannten Zeiten 
so zusammen, daß sie sj.ch zeitlich überschneiden oder ö ecken, 
so ist für diesen Zeitraum i!illI'2r nur eine Zeit anzurechnen. 

Verbrauch des Urlaubes 

-3-

§ 6. (1) Der Zeitpunkt desUrlaubsantrittes ist zwischen 
Arbei tnehmer und Arbeitgeber lmter Berücksichtigung der be­
trieblichen Erfordernisse und der Bedürfnisse des Arbeitnehmers 
zu vereinbarenq 

(2) vTird ein Betrieb jahreszeitlich regelmäßig gänzlich 
oder teilweise durch vierzehn oder mehr Kalendertclge hindurch 
geschlossen 9 so kann der Arbeitnehmer den Verbrauch seines 
Urlaubes bi"s zum Ausmaß von 12 Werktagen in dieser Zeit nur 
dann ablehnen, wenn wichtige y seine Person betreffende Gründe 
vorliegeno . 

-
(3) Mit schulpflichtigen Arbeitnehmern ist der Verbrauch 

des Urlaubes für die Zeit der Schulf'erien zu vereinbaren" 

(4) Der Arbeitnehmer kann den Antritt des ersten Urlaubes 
erst für einen Zeitpunkt verlangen, an dem nach Begründung des 
Arbeits(Lehr)verhältnisses bereits eine sechsillonatige, ununter­
brochene Dienst(Lehr)zeit zurückgelegt ist. 

Urlaubsteilung 

§ 7. Der Urlaub kann auf Verlangen des Arbeitnehmers auch 
in Teilen verbraucht werden~ jedoch müssen 

1. bei einem Urlaubsanspruch von 18 iverktagen ein Teil­
urlaub mindestens zwölf viertage und 

2. bei einem Urlaubsanspruch von 24 oder 30 Werktagen 
ein Teilurlaub mindestens 18 Werktage oder zwei Teil­
urlaube jeweils mindestens zwölf "lerktage betragen. 
Für die Festlegurig der Urlaubsteile und deren Antritt 
gilt § 6 entsprechendo 

Verfall des Urlaubsanspruches 

§ 8. Der Urlaubsanspruch verfällt, wenn er durch alleiniges 
Verschulden des Arbeitnehmers in dem Kalenderjahr, für welches 
er gebührt (§3), nicht verbraucht \rorde. Andernfalls besteht 
ein nicht verbrauchter Urlaubsu~spruch für die Dauer des folgenden 
Kalenderjahres weiter. . 
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Urlaubs entgelt ~' 

§ 9~ (1) Während des Urlaubß behält der Arbeitnel ,GI' den 
~1.nspruch aUf_ das _ Entgel t 0 Der B\~rechnun~ des. Urlaubs .ntgel tes . 
~st der G011[11. t (.bolm; zugrundezulegen 1 aer slch aus der 
für don Arbeitnehmer.' gel tenden ~Jormalurbei tszei t ergilbto 

(2) Ist das Entgelt vom Erfolg der ArbeitsloistuJg o..bhäng­
gig ~ . so i~t! 1,Irenn ni~J:t dU7~ch Kolle~t,~.vvertrcll? etVl3.S~"mde. res 
verelnbart; ~st v auf' dle le1izten drel Aormte (>f 3 Hoch n) vor 
dem Urlaubsantritt abzustelleno Dabei. sind nur ausnal,sweise 
geleistete Arbeiten auszuscheideno Wurde das Entgelt während 
dies88 Zeitraumes neu festgesetzt 9 so ist von dieser'iinderung 
auszugehenD 

(3) Ergeben sich während des Kalenderjahres über größere 
ZeiträUD8 ~Saisonen des Betriebes) Schvrankungen des Entgeltes, 
so ist" v{enn nicht durch Kollektivvertrag etwas anderes verein­
ba.rt ist 9 der Durchschni tt aus deo' Zei traum eines ~rahT'8S vor 
deLl Urlaubsantritt zugrundezulegeno Abs.2 letzter Satz gilt 
entsprechendo 

(4) Fallen in den Berechnungszei.traum Zeiten, währencl 
denen der Arbeitnehmer infolge Arbei tS1mfähigkei t oder yorüber..,. 
gehender Kurzarbeit nicht das volle Entgelt bezogen hat, so ver..., 
längert sich der Berecbnungszeitraurn um diese Zeiten; diese 
Zeiten bleiben bei der Berechnung des ])urchschnittsverdienstes 
außer Betrachto 

(5) Nimnt der Arbeitnehmer vereinbarte Sachleistungen, wie 
die Verpfleglmg durch den Arbeitgeber nicht in Anspruch~ so 
gebührt an ihrer Stelle eine Vergütung in der Höhe des Einein~ 
halbfachen der für den Zweck der Sozialversicherung festge­
setzten Be','Iertungssätze 0 

(6) Das Urlaubs entgelt ist bei Antritt des Urlaubes für die 
jeweilige Urlaubsdauer im voraus zu bezahleng wenn nicht durch 
Kollektivvertrag etwas anderes vereinbart ist. 

Urlaubsansprüche bei Antritt oder Beendigung des Arbeitsver­
hältnisses während des Kalenderjahres 

§ 10. (1) Der Urlaub für ein Kalenderjahr~ in de~ das 
Arbeits (Lehr) verhältnis beginnt oder endigt, gebührt anteilig. 

(2) Bruchteile von Urlaubstagen, die mindestens einen 
halben Tag ergeben, sind auf ganze Urlaubstage aufzurunden. 

(3) Kündigt der Arbeitgeber zum 30.Juni oder zu einem 
späteren Tag des Kalenderjahres? so hat der Areitnehmer, so­
ferne das Arbeitsverhältnis mindestens achtzehn Monate gedauert 
hat 9 Anspruch auf den ganzen Urlaub. 

(4) Der nach den Absätzen 1 und 3 gebührende Urlaub ist 
vor Auflösung des Arbeits(Lehr)verhältnisses zu verbrauchen. 
Ist dies nicht ~öglichg oder ko~mt eine Einigung über den Ver-
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brauch des noch gebührenden Urlaubes nicht zustande, so ge;" 
bührt für alle nicht verbrauchten Urlaubstage bei Beendi..gung 
des Arbei ts(Lehr) verhältnisses eine Abfindung in der Höhe des. 
entsprechenden lirlaubsentgeltes (§ 9). 

(5) Der Arbeitnehmer verliert den Anspruch auf Urlaub 
(AbfindUl'lg) für das laufende Kalenderjahr~ wenn er obne 
wichtigen Grund vorzeitig austritt j oder wenn er aus seinem 
Verschulden entlassen wurdec 

Erkrankung und Urlaub 

-5-

§ 11. (1) Ein Urlaub kann während einer Arbeitsunfähigkeit 
infülge Krankheit (Unglücksfall) oder während ein~s von einem 
Sozialversicherungsträger gewährten Kur- oder Heilstättenauf­
enthaltes ~icht angetreten werden. 

(2) Erkrankt (verunglückt) ein Arbeitnehmer während des 
Urlaubes 9 ohne dies vorsätzlich oder grob fahrlässig herbei­
geführt zu haben 9 so werden auf Werktage fallende Tage der Er­
krankung~ an denen der ArbeitnellDer durch die Erkra~~ng ar­
beitsunfähig wa:!:9 auf das UrlaubsausDaß nicht angerechnet, 
wenn die Erkrankung länger als drei Kalendertage gedauert hat. 

(3) Bei Erkrankung im Ausland ist Abs. 2 nur dann anzu­
wenden~ wenn eine stationäre Behandlung in einer Krankenan­
stalt durchgeführt wurdeo 

(4) Erkrankt (verunglückt) ein Arbeitnehmer, der während 
seines Urlaubes eine deo UrJrubszweck \llidersprechenu.e Erwerbs­
tätigkeit ausübt, so findet Abs. 2 keine Anwendungo 

(5) Der Arbeitnebner ist verpflichtet~ dem Arbeitgeber 
nach dreitägiger Krankheitsdauer über die Erkrankung unver­
züglich Mitteilung zu machen. Kann der Arbeitnehmer aus Gründen, 
die nicht von ihn zu vertreten sind, diese Mitteilung nicht 
unverzüglicherstatten v so gilt die Bekanntgabe als rechtzeitig 
erstattet~ we~~ sie u~ittelbar nach Wegfall des Hi~derungs­
grundes nachgeholt wird. Bei \Aliederantritt des Dienstes hat 
der Arbeitnehoer ohne schuldhafte Verzögerung ein ärztliches 
Zeugnis oder eine Bestätigung der zuständigen Krankenkasse 
vorzulegen. KOQDt der Arbeitnehoer diesen Verpflichtungen nicht 
nach, so findet Abs. 2 keine Anwendung. 

(6) Das ärztliche Zeugnis~ beziehungsweise die Bestätigung 
der Krankenkasse hat über Beginn~ Dauer und Ursache der Arbeits­
unfähigkei t Au.fschluß zu geben. Bei Erkankung des Arbei tnehners 
io Ausland ist an Stelle des vorgesehenen ärztlichen Zeugnisses 
oder der Bestätigung der Krankenkasse eine Bescheinigung der 
Krankenanstalt über die stationäre Behandlung beizubringen. 

(7) Arglistige Beschaffung oder mißbräuchliche Verwendung 
einer Bescheinigung gemäß Abs. 5 und 6 durch den Arbeitnehner 
berechtigt den Arbeitgeber zur Entlassung. 
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§ 12. (1) Der Arbeitnehmer hat nach termingenäßem Ab­
lauf seines Urlaubes, oder fElls die Erkrankung länger 
dauert 1 nach deren Beendigung seinen Dienst anzutretene 

-6-

(2) Das auf die nicht anrechenbare Zeit des Urlaubes 
entfallende Urlaubs entgelt ist oi t dem. auf Grund gesetzlicher 
oder vertraglicher BestiDDungen bei Krankheit oder Unfall ge­
bührenden Entgelt zu verrechnen und gegebenenfalls vom Arbeit~ 
nel1mer rückzuerstatten. 

(3) Ein Urlaubsrest ist nach Möglichkeit im laufenden 
Kalenderjahr zu verbrauchenG Der Verbrauch ist gemäß § 6 zu 
vereinbaren 0 

Verkürzter Urlaub 

§ 13. Fallen ~n ein Kalenderjahr Zeiten des Präsenzdienstes 
genäß deD \'lehrgesetz, BGBl.Nr. 181/1955, eines Karenzurlaubes 
gemäß aem Mutterschutzgesetz, BGBl.Nr.76/1957, oder eines 
vereinbarten Urlaubes gegen Entfall der Bezüge, so gebührt 
ein Urlaub in dso AusI::laß p das deo UD die Dauer dieser Zeiten 
verkürzten Kalenderjahr entspricht. Ergeben sich bei der 
Berechnung Bruchteile von Urlaubstagen, so sind diese auf 
ganze aufzurunden. 

"", ' 

Aufzeichnungen 

§ 14. (1) der Arbeitgeber hat Aufzeichnungen zu führen, 
aus denen hervorgeht 

a) der Zeitpu-~t des Dienstantrittes des Arbeitnehmers 
und die Dauer des dem Arbeitnehmer zustehenden bezahlten 
Jahresurlaubes, 

b) die Zeit, in der der Arbeitnehmer seinen bezahlten 
Jahresurlaub genommen hat, und 

c) das Entgelt, das der ArbeitnebI::ler für die Dauer des 
bezahlten Jahresurlaubes erhalten hat. 

(2) Die Verpflichtungen nach Abs. 1 ist auch dann erfüllt, 
wenn die dort verlangten Angaben aus Aufzeichnungen hervor­
gehen, die der Arbeitgeber ZUD Nachweis der Erfüllung anderer 
Verpflichtungen führt. 

Unabdingbarkeit 

§ 15. Die Arbeitnehmern durch dieses Bundesge?etz zu­
stehenden Ansprüche können durch Arbeits(Lehr)vertrag, Arbeits 
(Dienst) ordnung, und - soweit dieses Bundesgesetz nichts 
anderes bestiI:i:lI!1t - durch Kollektivvertrag weder aufgehoben noch 
beschränkt werden. 

i 

. -
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Pfändungsschutz 

§ 16. Das LJrluubsentgelt und die AbfindUJ.'1g sind der 
Exekution entzogen~ soweit sie nicht Unterhaltsansprüche 
betreffen. 

Abschnitt 111 • 
.. ~~ 

Übergangs- und Schlußbestinmungen 

§ 17. Für die Benessung der Urlaubsdauer sind auf das 
Arbeits (Lehr) verhältnis ferner anzurechnen (§ 5 Abs. 2): 

Zeiten, während denen Personen, die deo Opfer-Fürsorge­
gesetz unterliegen, nachweisbar aus politischen Gr~'1den in 
Haft waren o' 

-7-

§ 18. (1) Dieses Bundesgesetz tritt, soweit Abs., 2 nichts 
anderes bestinot, am 10Jänner 1971 in Kraft. 

(2) Arbei tnehr;;l.er, die nicht vor\'liegend zur Leistung kauf­
männischer oder höherer nicht kaufmännischer Dienste oder zu 
Kanzleiarbeiten angestellt sind, getührt abweichend von §4 Abs.1 
bis ZUJ:l 1.1.1976 ein UrlaubsGusnaß von 24 Vierktagen erst, wenn 
die zurückgelegte })ienstzei t 15 Jahre UIJfaßt. Für diese 
Arbeitnehoer treten auch die Bestimoungen des § 5 Abs.2 erst 
ni t 1 c 1 • 1 976 in K:L'ai't. .. 

(3) :Die Umstellung von der Urlaubsgewährung für das 
Dienstjahr auf das Kalenderjahr hat dernaßen zu erfolgen, 
daß zunächst der in. dem am 1.Jänner 1971 laufenden Dienst­
jahr nach den bisherigen Vorschriften gebührende Urlaub ver­
braucht wird. Für den nach Ablauf dieses Dienstjahres unter­
liegenden Rest des Jahres 1971 ist ein zusätzlicher Teilurlaub 
zu gewähren, der gemäß § 10 Abs. 1 unter Zugrundelegung eines 
Urlaubes von nindestens 18 Werktagen anteilig gebührt. 

(4) In anderen gesetzlichen Vorschriften über das Mindsst­
ausmaß des Urlaubes enthaltene Bestinmungen, die günstiger als 
die Vorschriften dieses Bundesgesetzes sind, bleiben aufrecht; 
insbesondere bleiben aufrecht die Bestinoungen des Schauspieler­
gesetzes BGBl.Nr.441/1922 und des Journalistengesetzes, StGB1. 
Nr.88!1920. Dasselbe gilt für alle Vereinbarungen auf Grund 
derer Dienstnehoern ein höheres Urlaubsausnaß als nach diesem 
Bundesgesetz zusteht. 

(5) Im übrigen treten alle mit diesen Bundesgesetz im 
Widerspruch stehenden bundesgesetzlichen Bestionungen außer 
Kraft. Insbesondere verlieren ihre. 1'>lirks anke i t: 
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1. das Arbei terurlnubsgesetz 1959 i> BGBl.; Nr. 24, 

2. § 9 Abso 1 bis 3 Hcusgehilfen~ und Hausangestelltengesetz, 
BGBl.Nr.235!1962 9 

3. § 15 des Hausbesorgergesetzes, BGBloNr. 16/1970 

4. § 4 des Privat-Kraftiiagenfiilirergesetzes 9 BGBloNro 359/1928 

5~ §§ 17 1 17a bis 17c und Art. V des Angestelltengesetzes, 
BGBloNro 292/1921 

6e §§ 15), 15u bis 15c des Gutsangestelltengesetzes, 13GBl. 
Nro 538/1923 . 

-8-

70 § 18 AbSa 3 bis 6 des Schauspielergesetzes, BGBleNro 441/1922 

8. § 3 Abs"" 2 bis 4 des Journalistengesetzes, StGB1.Nr~ 88/1920 

9. §§ 27~ L7b 9 28~ 29 und 47 de8 Vertragsbedienstetengssetzes 
1948, BGB1&Nr. 86 

10" § 2 Abs" 2 1it. e des Landesvertragslehxergesetzes 1966, 
BGB1.Nrc 172 

11" Bundesgesetz vom ·13.Hai 1 S64 9 BGEI *l~r. 1 C6 betreffend Er­
krankung wä~Tend des Urlaubes. 

Vollziehullg 

§ 19. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes sind betraut 
der Bundesninister für soziale Verwaltung, soweit es sich jedoch 
handelt UD 

a) Angestellte in Sinne des Angestelltengesetzes, BGBl~ 
Nr. 292/1921 die Bundesoinister für Justiz und für 
soziale Verwaltung, 

b) Gutsangestellte io Sinne des Gutsangestelltengesetzes, 
BGBl. Nr.538/1923 die Bundesoinister für Justiz und für 
Land- und Forstvlirtschaft in Einvernehoen ni t . den Bundes­
ninister ~ür soziale Verwaltung, 

c) Arbeitnehner in Sinne des Schauspielergesetzes, EGBl. 
Nr.441/1922 die BundesIJinister für Justiz und für 
soziale Verwaltung? 

d) Arbeitnehoer io Sinne des Journalistengesetzes, StGBl. 
Nr. 88/1920 die Bundesninister für Justiz und für· 
soziale Verwaltung, 
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e) Arbei tnehDer io Sinne des Hnusgehilfen-- und Haus­
angestelltengesetzes, BGBl"Nr. '235/1962 der Bundes .... 
rünister für soziale Vervml tung io EinvernehDen 
oit deo BlliLdesoinister für Justiz 7 

-9-

f)Vertragsbedienstete geoäß deu Vertrngsbediensteten­
gesetz 1948, DGBl.Nr.86, und sonstige in einen 
privatrechtlichen Arbeitsverhältnis ZUD Bunde stehen­
den ArbeitnerrrJer, die Bundesregierung, in Angelegen­
heiten dieser Arbeitnehoer 1 die nur ein Bundesnini­
steritw betreffen, dessen Bundesoinister hinsichtlich 
der Landesvertragslehrer gec~ß deo Landesvertrags­
le4rergesetz 1966, BGDl.Nr.172 der Bundesoinister 
für Unterricht und Kunst unc: hinsichtlich der Arbeit­
ller.<I1er bei den Österreichischen Bun.desbahnen cl3J' Bundes-· 
oinister für Verkehr. 

J 
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Erläuternde Bemerkungen 
======================= 

I. Allgemeiner Teil 

---------------------
In der Frühzeit der industriellen lliltwicklung lag die Ein­

räumung entsprechender Frei- und Ruhezeiten sO\,rie die Gewährung 

von Urlauben völlig in der Hand des Arbeitgebers e Diese wesent­

lichen Teile der Fürsorgepflicht erfuhren erst stL~zessive eine 

Ausprägung durch kollektive und staatliche Normen. Der bezahlte 

Urlaub war dem östorreichischen Sozialrecht bis zur Er1assung 

des Handlungsgehilfengesetzes (HGG) vom 16 0 1.1910 RGBI 20 fremd. 

Damals·war nqben kollekti"\'Vertraglichen und betrieblichen Ver­

einbarungen erstmalig ein gesetzlicher k~spruch auf Urlaubsge­

währung, der bei einer mindestens sochsrJ.onatigen Dauer des 

Dienstverhältnisses wirksaQ wurde und in seinen Ausmaß je nach 

Länge der Dienstzeit von zehn Tagen bis auf' drei Wochen anstieg, 

eingeführt wordene 

Die nächste, für das Arbc:itsrech entscheidende staatl.iche 

Regelung, die dritte Teilnovelle zu!:] ailigemeinen bürgerlichen 

Gesetzbuch, welche sich wohl die Ausfüllung der großen Lücke, 

die in den Vorschriften des ABGB zuvor für ganze Y..ategoricn von 

Arbeitsverhältnissen bCGta..."J.d 9 ZUr::l Zie.1 gesetzt hatte, enthielt 

keine Bestimr:.1ungen über das Urlaubsrecht~ Dies, obwohl die sehr 

tiefgreifende Novellierung von deo Gedanken beherrscht war, es 

nicht länger angehen zu lassen, "allen Fm.ntschri tt Sonderge­

setzen zu überlasseno JI (Kaiserliche Verordnung vog .19. Härz 1916, 

RGBI 69 über die dritte Teilnovelle ZUr.l allgeoeinen bürgerlichen 

Gesetzbuch" Hit H:aterial:ien, liie:J.. 1916, 326) $ Neben di.e Spezial­

gesetze, wie das HGG, solJ.ten Hdie Bestiorll.1ng811 des a,.b.GeB .. als 

syster::latische Grundlage und zugleich als Richtlirrie sozialer 

Regelungen aller ArbeitsverhältnisseIl treten und subsidiär als 

t gemeines Recht I auf alle Typen a..."'1.wendbar C~üe es HGG § 42, Entw 

d Güterb Ges § 38 vorsehen)" sein (HaterialicIl 1 3.26) .. Doch di.eser 

Versuch das Ar?ei tsvertragsrecht - uwf'assend die Fürsorgepflicht 

des Arbeitg~bars, das Kündigungsrecht, di.e Lohnzahlungsfri.sten 

ua - zumindest als Teilkodif:ikation !fder breiten Masse von Arbeits-

---"" 
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verhältnissen (~laterialien 325 u 329) in den Griff zu bekommen 

und sich von der J.1ethode der Gelegenheitsgesetzgebung Trei zU 

machen, gelang wohl nur teilweise .. Es blieb auch nach dieser 

sicher sehr fortschrittlichen Reforn die große Masse der Ar­

beitneltmer vorerst noch von eineo. gesetzlichen Urlaubsanspruch 

ausgeschlossen. 

In der Darstellung der Pflicht zur Urlaubs gewährung 

weist Lederer (Grundriß des österreichischen Sozialrechtes 2, 

151) darauf hin, daß die ausgreifende Entwicklung, die der 

. sozialen Gesetzgebung nach den Uosturz zuteil wurde, auch 

hierin einen Wandel brachte a Zunächst lvurde oit Vollzugsan­

weisung voo 9.5.1919 StGBl 262, jugendlichen Lehrlingen, Ar­
beitern und Angestellten unter 16Jahren ioFalle ihrer ärzt­

lich bescheinigten Erholungsbedürftigkeit der lillspruch auf 

einen in einer Erholungsstätte zuzubringenden, vierwöchigen 

bezahlten Urlaub eingeräuot. Es war dies eine Maßnahne der 

Jugendfürsorge, welche den gesundh~itlichen Gefahren steuern 

sollte, von denen gerade zu jener Zeit angesichts der unzu­

reichenden Ernährungsverhältnisse die arbeitende Jugend bedroht 

war. Diesen Vorläufer folgte als nächster Schritt das Arbeits~ 

urlaubsgesetz von 30.7.1919 StGBl 395a Sein Geltungsbereich 

erfaßte alle l;.rbeitnehner, die in den der GewO unterliegenden 

als auch in öffentlichen und Monopolbetrieben, bei Eisenbah­

nen und Danpfschiffen, bei öffentlichen Belustigungen und 

Schaustell~ngen sowie bein Bergbau beschäftigt waren. Für 

einen Großteil der nicht durch dieses Gesetz erfaßten Ä2~beit­

nehner waren die Urlaubsvorschriften in Sondergesetzen (vgl 

AngG, GAngG, das Hausgehilfengesetz, die Lnndarbeitsordnungen 

infust allen Bundesländern) bereits ve~unkert oder in der 

Folge verankert worden. Diese Regelungen waren oft günstiger 

für den Arbeitnehoer, als jene des P,xbeitsurlaubsgesetzes. 

Wenn auch d~~it für den ganz überwiegenden Teil der 

DienstnehDer ein gesetzlicher Urlaubs ans pruch geschaffen 

wurde, so blieb dennoch eine Lücke • .&rbeitnehDer, . die .zur 

Leistung höherer, nicht kaufoännischer Dienste verwendet 

wurden,fielen nicht unter das Arbeiterurlaubsgesetz$ Soweit 

diese Angestell tentä tigkei ten aber l.lich t in Rnhr:J.en eines 

der diesen Bereich regelnden Sondergesetze ausgeübt wurden, 

etwa in Dienstverhältnissen zu kirchlichen Institutionen oder 

• 
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Klöstern, als Teilzeitbeschäftigung usw, gibt es heute noch 

für diese Arbeitnehoer keinen gesetzlichen Urlaubsnnspruch. 

Die Lehre bejrulte bereits aus der Fürsorgepflicht des 

Jlrbeitgebers ohne eine spezifische einzel- oder kollektiv­

vertragliche oder gesetzliche Grundlage einen Rechtsanspr'Qch 

auf Urlaub (Trieschnann, Grundkonzeption der Kodifikation 

des Urlaubsrechts in Österrei. ch und in der Bundesrepublik 

Deutschlru1d~ Schnitz FS I,1967~ 307). Auch das für die inner­

staatliche Ent1vicklul1.g sehr bedeutsDLJ.e internationale Arbeits­

recht geht von doo allgcoeillcn Anspruch auf bezahlten Urlaub 

rus einen gesicherten Bestand eines oodernen So?ia1staates aus. 

(vgl internat~onale Übereinkormen der IAO NI' 52 U NI' 101 über 

den bezahlten .Jahresurlaub, Art 2 Z 3 1.1. h Europäischen Sozial­

charta BGBl. 1969/460)" In Rahoen der Grundrechtsdebatte wird 

unter den zu verar.J.CGrnden Grundrechten oi t Arbeitsbeziehung 

ebenfalls das Recht auf Urlaub als subjektives Recht genannt 

(vgl aber 1-1alter~ Grundrechte oit Arbeitsbeziehung und di.e 

Neufassung des österreichischen Grundrechtskatalog:;,(1967) 14; 

Schanbeck 1 Grundrech te und Sozia1.ordnung 7 Gedanken zur Europäisch.~. 

Sozialcharte (1969). l5~ 45 u 61) 

Auch nach Schaffung der zweiten Republik 1.rar der Gesetz­

geber anfangs nicht untätig" Das Bauarbeiter-Urlaubsgesetz 

20 0 30 19~·6 EGEJ. 81 9 die Bundesgesetze voo 25 ~ 7 .. 1946 über den 

Urlaub von .f....rbeitern (Arbeiterurlaubsgesetz) BGEl 173 und 

tiber die Abänderung und Ergänzung von Urlaubsvorschriften, EGBI 

174 waren nicht nur eine bloße "Austrifi.zierung" sondern echte 

P~sät3e zu einer Dodernen Sozialpolitik. Mit deo Bundesgesetz 

von 3 .. '7" 1947 EGBl 159 erfolgte sodnnn eine VerlängeJ.'"'Ung des 

Urlaubs für Jugendliche auf vierundz"'\ .... anzig Werktage ... Dies 

fand in der Folge in § 32 KJBG seinen Niederschlag., Das Heio­

urbeitsgesetz von lo~Je1954 EGEl p6 schuf' ei.gene Urlaubsvor­

schriften für die Heinarbeiter und die diesen arbeitsrecht­

lich gleichgestellten Personen. Daoit löste dieses Gesetz die 

bisher für HeioCU'bciter geltenden Vorschriften des Arbeiter-. 

urlaubsgesetzes d;l 1957 brachte die Novelle zur HBO zur Effek­

tuierung der Urlaubsvorschri:ften auch eine Regelung der Ur­

laubsvertretung dieser Dienstnehr::wr" Eine wei tere Abänderung 

der Urlaubsvorschriften erfolgte druuL durch das Bundesgesetz 

von ~lo5.l958 BGBl 108, lvooit die Ratifikntion .des Intornatio-
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nalen Übereinkoooen der IAO Nr 52 über den bezahlten Jahres­

urlaub vorbereitet werden soll te._ 

Der nächste Anstoß für eine Fortent,\.,icklunß kaD dann 

durch den 1960 zur Versendung gelangten-Iv Teilentwurf einer 

Kodifikation des Arbeitsrechtes, Werm auch dessen Abschnitt 

V. Urlaub §§ 117 bis 128 (RdA 1961, 64) nicht Gesetz wurde, 

so sind gernde in diesen Bereich des l.Rbeitsrechtes dort 

fornulierte sozialpoli.tische Forderungen inzwischen verwirk­

licht worden s Allerdings übte der GEsetzgeber hier eine viel 

stärkere Enthn.1tsn:ikeit als noch in den zvanzJ.eer Jahren 

oder in der Zeit zwischen 1946 und 1954 0 Nur dort wo der . 
Geltungsbereich des Kollektivvertrages von 18.11.1964 über 

die Einfü...1-u'une eines dreiwöchigen Mindesturlaubs nicht hin­

reichte t 'Hurde der Gesetzgeber durch Novellen zu den ein­

schlägigen Sondergesetzen aktiv (vel die BG 16 .. 12,,1964· BGBI 

308 u 313 sm.,rie das BG 7.4 .. 1965 BGBI 104) .. 

Eine ßenerelJ_c gesetzliche Er~yei terung der Urlaubsvor­

schriften wurde gleichfalls in diesen Jnl'lre erreicht • Mit den 

Bundesgesetz von 13.5",1964 EGBl 108, betreffend Erkrunkung 

während des Urlaubes hat die \'lei terentwicklung dieses Rechts­

gebietes vorläufig ihren Abschluß gefunden. 

Dieser schlagl.ichtartiee und durchaus nicht erschöpfende 

Rundblick über die geschichtliche EntwicklunG des Rechtes auf 

beznhl ten Urlaub nacht deutlich~ daß diese Materie heute -

trotz einiger Uiederverlautbaruncen - durch zahlreiche Sonder­

reeelungen in den verschiedEIl en Stal:.logesetzen und eine ansehn­

liche L.nzahl von Novellen zu diesen gekennzeichnet ist. Dennoch 

liegt dieser Gelegeruleitsgesetzgebune eine weitgehend einheit­

liche Konzeption zugrunde. 

Vor c.llen Gesetzlichen RegelunGen wird der AnspruQ!l, auf 

~ Urlaubuls Ausfluß derFürsorgopflich_t_des~ j\.rbei~tß~pors als 

privatrechtlicher Rechtsanspruch gestaltet. Daran veroag. auch 

die Tatsache nichts zu ändern, daß geLläß § 32 in Zusr":.DDenhalt 

cli t § 30 KJBG, der lmspruch der Jugendlichen auf' Urlaub hin­

sichtlich der l .. ufzeichnunGspflicht und der tatsächlichen Ur·­

laubseewährung unter Strafaktion steht~ Die Durchführung ist, 

von dieser l.Lusnuhoe abß'esehen, soni t keinen öffentlich.-recht­

lfuen Zwnne;e unte'r1iceenc!und ist aus derEbenedes---Arbei ts­

vertraGes beziehunGsweise.des Betriebes nicht hi~nusGehoben .. 

• 
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Der Gesetzgeber hat zur Durchsetzung des in diesen Bereich 

sicher unbestrcd tbaren sozialen Schutzprinzipes durchaus 

nit deo Instruoentariun des Privatrechtes das Auslangen 

ge funden 0 

Der Urlaubsfu""1spruch kann. in ersten Dienstjahr nach einer 

'\fartezei t von sechs oder neun Monaten ununterbrochener " Dienst­

zeit geltend genacht werdenQ Das Urlaubsausnaß beginnt nit einen 

gesetzlichen Mindestanspruch von zwölf' - o.ußerhalb des Geltungs­

bereiches des vorgena!h~ten Kollekti~~ertrages achtzehn - Werk­

tagenG Die gestaf'fel te Steiger'ung dj.eses t..usnaßes wird in der 

Regel durch das Senioritätsprinzip bestinot e Daneben tritt bei 

den Sonderregelungan für Angestellte als ,,,ei teres Kri teriun -

neben die Dauer der Betriebszugehörigkeit - die fUlrechnung ge­

wisser Vordienst= und Pauschalzeitenfür schulische Ausbildung. 

Ein Abstellen auf das Le=bensjrulr g wie etwa in § 3 bundesdeut­

schen Bundesurlaubsgesetz 8 0 1,,1963 EGBI I 2 wo das 35 ... Lebens­

jahr eine Steigerungstuf'e darstellt, ist der öster:r-e ichischen 
-

Gesetzgebung f'rcnd" Nur für jugendliche l..rbeitnehoer besteht 

bis zur Vollendung des 18 0 Lebensjahres ein Hindestanspruch 

von vier Wochen Urlaub Q 

Von arbeitsnarktp01itischen Standpunkt hat Strasser (Rechts­

ordnung und Hobi1ität der Arbeitskraft, Veröff", d ... Instituts f .. 

ltrbei tsclarktpoli tik g März 1969, Bd III)· sicherl±ch zu recht 

die ös terreidlischen Urlaubsvorschri:ften eher als Dobili tä ts-

heooendj) in nanehen P1L."1.kten als neutra]., inkaw:J. einer Bestio­

nung als Dobilitätsfördernd qualifj.ziert", Abgesehen von Ur­

laubsrecht der l111gestellten nüssen ein Großteil der derzeiti­

gen Regelungen über die Staffelung des Urlaubsausnaßes wohl 

a].s eherbestandsicherni und nicht nur einer sozial unerwünschten 

zu starken Fluktuation entgegenwirkend angesehen werden e 

Ein Urlaubsanspruch @bührt grundsätzlich pro Dienstjahr. 

Regeltlngen~ die auf' das Kalenderjahr abste1len j finden sich 

nur in Bereich des öffentlichen Dienstes. Eine Noninierung des 

in der Praxis in Groß- und Kleinbetrieben stark verbrei tetem 

Betriebsurlaubs enthäl t das {Sel tende Recht nicht. § 14 Abs I 

Z 10 BRG kaILTl inf'olge seines bescb.ränkten ..<''lnwendungsbereiches 

nicht als ausre:i.chend angesehen werden~ 
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Nach Ler.t.re und Rechtsprechung (vgl JB 8 u 53) ist der 

Urlaub kein Enteelt~ sondern vieloehr ein höchstpersönlicher, 

unübertragbarer und unveräußerlicher Jillspruch o Eine der Ent­

gelttheorie entsprechende Urlaubsablöse ist daher io österrei­

chischen Recht verpönt o Der Anspruch auf Urlaubsabfindung bei 

Beendigung des f~beitsverhältnisses wird von Verschulden ab­

hängig geoacht~ Einen gewissen BnJch stellt allerdings der trotz 

Verletzung der rrreuepflicht gewäbrte Abfindungsanspruch geoäß 

§§ 8 u 9 ArbUrlG dar 0 

Eine völlig eigenständige~ von arbei tsoarktpolitischen Blick·~ 

winkel aus positiv zu wertende Entwicklung hat das Urlaubsrecht 

in der Bauwirtschaft genoooen@ Hier kan es? ol~e freilich den 

privatrechtlichen Charakter dieses Rechtes Clufzugeben p zu einer 

Sozialisierung des Urlaubsanspruches& Die Entgeltfortzahlung er­

folgt über eine Urlaubskasse o Dennoch ist auch hier für den Ur­

laub san tri tt ei.ne VereinbartUlg z1.vischen Arbeitgeber und Arbei t­

nehner erf'orderlich g wenn auch § 5 Abs 3 u 5 BauArbUrlG den 

lll~beitnehoer eine sehr starke Stellung einräw~tQ Die Durchsctzung 

des Urlaubsanspruches erfolgt hier w wie in übrigen Urlaubsrocht, 

in Streitfalle vor den Arbe~tsgerichteno 

Von der eigenständigen EntwicklunG des Urlaubs, .... esens auf 

den Gebiete der Heioarbeit seit 1954 und der Bauwirtschaft seit 

1946 abgesehen = § 2 1it a u d des Initiativantrages haben den 

Geltungsbereich daher entsprechend abgegrenzt - liegt eine ein­

heitliche Konzeption den Ur1nubsrecht zugrundeo Dennoch kennt 

das österreichische .lu'bei tsrecht kein einheitliches Urlnubs­

recht (vgl KUDr::Jer~ Lehrbuch des österreichischen Arbeitsrechtes, 

82) '1 obwohl sich eine Zusanoenfnssu ng geradezu aufdrängt. Ein 

verantwortungsbewußter Gesetzgeber sollte aber angesi.chts 

seiner i~~er unfnngreicheren Tätigkeit sich seiner sozialen 

Pflicht !zur Rechtsklarheitkeinesfalls entzi.ehen (vgl Hayer-Ma.l.y, 

Arbeitsrechtskodif'ikation festgef2.hren JBl 1963 501) .. 

Dieses Postulat kann 11ur durch eine Kodifikation der zer­

splitterten Geleeenheitsgesetzgebw~g erfüllt werden~ Schon seit 

BEc;inn dieses Jahrhunderts wurde der Ruf' nach einer Arbei ts~· 

rechtkodifikation - a.lso nicht bloß dieses Teilgebietes - er­

hoben" 

l.n 24 0 4 .. 1967 wurde bein BMS eine aus Vertretern der parla­

nentarischen Klubs, der in Betracht konnenden EH, Gerichtsbarkeit 

• 

,,1 ... _ •• 
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und Interessenvertretungen sowie aus Vertretern der arbeits­

rechtlichen Wissenschaft bestehende Koooission gebildet. Die 

angelaufenen Arbeiten der Koooission zur Vorbereitung der 

Kodifikation des Arbeitsrechtes nachen ungeachtet der gestraff­

teren Arbeitsweise deutlich, daß eine sachgerechte Kodifikation 

angesichts der vielschichtigen Probleoe ein langfristiges Ziel 

darstellt .. 

Orule diese Vorarbeiten zu präjudizieren, sollten für jene 

Gebiete das Arbeitsrechtes, bei denen bereits Vereinheitlichungs­

tendenzen bestehen~ der ßozialpolitischen und wirtschaftlichen 

Lage entsprechende Neuregelungen getroffen werden (vgl Bericht 

über die soziale Lage 1966, 132, sowie für 1967 t 88)" Daß zuo 

Ziel einer Gesaotkodifika tion wohJ_ rascher über den vleg arbei ts­

rechtlicher Tei1kodifikationen zu gelangen ist, wurde nicht nur 

in der ReGierungserklärung von April 1964 und den ~esölutionen 

des 50 und 6 0 Bundeskongresses des ÖGB deutlich. Auch in anderen 

Staaten~ so etwa in der BRD,ist dieser Iveg bereits eingeschlagen 

worden (vgl Tri es choann , Grundko~zeption, 308)~ 

Während so in Deutschland ein eiGenes Burr1esur1aubsgesetz 

geschaffen wurde, fand 1964 in der Schweiz das Urlaubsrecht ge ... 

setzestechnisch in den Noroen über den zivilrechtlichen~ unab­

dingbaren Ferienanspruch io Abschnitt des Obligationenrechtos 

über den Dienstvertrag seinen NiederschlaG.. Zweifellos würden 

auch die Grundsätze des § 1157 ABGB über Arbeitszeit unQ Erho­

lungszeit (vgl Gschnitzer 9 Schuldrecht Besonderer Teil und 

Schadenersatz~ 82), verlocken, das Urlnubsrecht etwa io 26 .. Haupt­

stück des ABGB zu verankern~ Doch dieser, sicher nicht bloß 

gesetzestechnischen Frage, will der Initiativantrag ait seiner 

Teilkodifikation des Urlaubsrechtes keinesweGs vorgreifen .. 

Gleiches gilt auch für vile andere Interdependenzen jeder 

solchen Teilkodifikation zur Gesaotkodifikation. Aufgabe des 

Entwurfes ist es jedoch, schon jetzt die 1>'1öglichkei t der praktischen 

Erfahrung nit dieser oder jener ReGelunG zu schaffen" Schließ-

lich soll die durch jede spätere GesuI:1tkodifikation, selbst 

venn sie keine Neugestaltung durchführen "'doll te, in prakti-

schen Arbeitsleben erforderliche Uo.stellungoößlichst gerinG 

seine 
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Dazu konnt, daß gerade das Urlaubsrecht für eine Teilkodi~ 

fikation besonders geeignet erscheint" Die einheitlichen Grund­

gedanken dieser NorDen bedürfen für eine Kodifikation keiner 

tiefgreifenden Uogestaltung o Es knrm vieloehrohne wesentliche 

ÄnderunGen auf der sich aus Praxis und Rechtsprechung ergebenden 

Anwendung dieser Gesetze aufgebaut werden" 

Auf den ersten Blick scheint ein wesentlicher Unterschied 

in den gesetzlichen Urlaubs re gelungen vorzuliegen" Er ergibt 

sich aus der historischen Gruppierung der Arbeitnenoer in Ar­

beiter und l.ngestellte o Zutreffend weist Hayer=Maly darauf' hin p 

daß die BedeutunG' der Unterscheidung der Urlaubsdauer je nach 

der ZUGehö::ciekei t zur Gruppe der Jmges tell ten odor der Arbeiter 

durch neuere~HindesturlaubsreGelunG'en (Kollektiv-vertrag 1964) ge­

rinc;er geworden ist" Sieht Dan in der Erholungsbedürftickeit die 

Daßgebende KODponente des Urlaubsrechts y so kann die Rechtferti­

gung der Sonderstellung der !Jlgestellten nur darin 1ießenp daß 

Dan davon ausgeht\) ihren geistigen f.rbeiten entspreche.. größere 

Erholungsbedürftigkeit o Diese l~ahoe knluL aber heute angesichts 

der Veränderungen der Arbeitswelt nicht nehr befriedigen (Hayer­

Maly~ Arbeiter und ~geste11te~ Wien 1969~ 42)0 § 5 des Initia.~ 
tivantrages geht nun unter Außerachtlassung der geltenden Abgren­

zung zwischen Arbeitern und lillgestell ten "lviedert.lD davon aus, 

daß gerade lider qualifiziertere Arbeiter ii i!für seine nicht 

sülten durch Au:freeung und eine größere Verantwortlichkeit ge"" 

steigerte Tätigkeit eine entsprechende Erholu11.gspause benötißt" .. 

(vßl Mayer-Grtinberg 1 Koonentar ZUD Gesetz tiber den Dienstvertrag 

der Handlungsgeh:tlfen und anderer DienstnehDer in ähnlicher Stel .... 

lung (Handlungsßehilfeneesetz)~ W:i.en 1911, 219 insb .. FN I). 
DruJit kooot die Regelung des Initiativantrages~ die weniger auf 

die stärkere Bindung an den Betrieb~ als die andersgeartete 

Anstrengung und die Qualifikation abstellt, wohl der seinerzei­

tigen Motivieru..nc für eine unterschiedliche Regelung der Urlaube­

dauer bei Angestellten und Arbeitern wesentlich näher (vgl }layer­

Mali~ f.rbeiter und Angestellte, Stb 1969 H4, 2) .. 

Außer historischen GegeberuLeiten werden wohl aus deo Tat­

sächlichen ableitbaren Kritierien 9 die eine unterschiedliche ge­

setzliche Regelung g wie sie das eeltende Recht enthält, recht­

fertigen p kauo Dehr zu finden sein~ Da~it wird eine weitere Bei= 

behaltung der bestehenden DifferenzierunG auch IDlter den Gesichts-

/ 

• 
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punkt des Gleicl~eitssatzes und der daoit gewährleisteten 

sozialen Gerechtigkeit überprtifungsbedürftig o Es sind daher 

berel. ts Kollektivverträge und betricbli.che Praxis durch Binen 

deutlichen Trend ZUD Abbau der bestehenden Unterscniede auf 

dieseD TeilGebiet des Individualarbeitsrechtes eekermzeichnet Q 

Der von Ini.tiativantrag bezoeone Standpunkt zur Frage der Grup.", 

perung der Arbeitnehoer in Arbeitsrecht ist jedoch rein leistungs= 

bezogen und neutral<> Leeistisch folgt der Entwurf hingegen deo 

nit der Teilkodifikation des Arbeitszeitrechts (AZG) einge­

schlagenen lleg s den Teroinuns !IArbeitnehDer ll anstelle des Be­

griffes !!Dienstnehr::wr it zu ver\venden& 

Das Urlaubsrecht ist Teil der JU'bei tsbedineungen9 die 

darauf abgestellt sind 9 "den Arbeitern soviel Ruhe zu si.chern~ 

als zur Herstellung ihrer bei der Arbeit aufgewendeten lu·äfte 

nötig ist; denn die Unterbrechung der fJ~bcit hat eben den Er-

satz der Kräfte zun Zwe.ck li (ROruL1 novarUI:1, 1891 ~ Pkt 33 t in 

Brusatti=Haas=Pollak~ Geschichte der Sozialpolitik nit Doku-

nenten, 196) 0 AIS Teil des Arbeitszei·tschutzes (Vgl Gschni tzer i 

Schulrecht bes Teil~ 82) steht dieses Rechtsgebiet auch rechtstechnis( 

"in e .gen KOll..'1.ex zur Fürsorgepflicht. Der Gesetzgeber hat sich 
'. 

nun oit einer generalklauselc.rtigen Herausbildung der Fürsorge~ 

pflicht (§1157 ABGB)alloin nicht qegnügt~ Teils :Ln öf'fentlich=. 

rechtlichen Besti.or:rungen, teils in privatrechtlichen, relativ 

z"\:Y"ingenden oder unabdinGbaren RegelunGen erfolgte eine nähere 

Konkretisierun·c<> Der Urlaubsanspruch blieb in privatrecht]_ich~n 

Bereich (vGl SChuarz, Die Fürsorgepflicht in kodifikat-orischer 

Sicht~ Schrritz-FS i 288)0 

Ob das Urlaubsrecht nun als öf:fentJ.ichrechtliche Ange1.eeen­

heit des Arbeitsschutzes zu Gestalten sei (vgl abl e Nikisch, 

Arbeitsrecht Bd 1 S .. .520), oder als Teil des Privatrechtes g 

ist sicher eine weitere Grundfrc.ge (Trieschoann~ Gr\.m.dkonzeption 

des Urlaubsrechts~ 315, 318)0. Der Initiativnntrag geht davon 

aus Q daß das Urluubsrccht den Arbeitsvertragsrecht zuzurech~ 

nen ist e Gegenstand des Antrages bildon ReGelungen der pri.re_t­

rechtlichen Dienstverhältnisse 0 "Das ll..rbei tsvertraGsrecht ist 

nach Haßgabe folGender Vorschriften :Ln GesetZGebung und Voll­

ziehung Bundessache ; sO'''ei t os sich UD Allgestell te -, einschließ~ 

lieh solcher in der Land- ~d Fors h."irtschaft = hc.ndel t ~ genäß 

f.rt lo Abs 1. Z 6 B-VG; soweit es sich UD Arbeiter - ausgenor::J..c':1en 

solcher in der Lanc- und Forstwirtschaft - handelt~ genäß Art 10 
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Abs 1 Z 11 B-VGi soweit es sich un die in BVG BGBl 194~/139 

genannten f~beiter in der Land- und Forstwirtschaft handelt, ge­

näß § 1 dieses BVG (Vfslg 4455). 

Nicht Gegenstand dieses Initiativantrages bilden grundsätz­

lich jene Urlaubsvorschriften, die Mußnahoen ZUD Schutze der 

l~beitnehoer gegen die Ausbeutung oder vorzeitige Abnützung 

ihrer Arbeitskraft (persönlicher Arbeitsschutz) und gegen Ge­

fährdung ihres Lebens, ihrer Gesundheit und ih~er Sittlich1~eit 

in den Betrißben (technischer fxbeitsschutz) auf Grund des 

Koopetenztatbestandes "Arbeiter- und AneestelltenschutzVi ent­

halten und genäß Art. 10 Abs 1 Z 11 BVG erlassen wurden oder 

zu erlassen sind (vgl VEste 1936/2670 u 3650)~ Druoit ergibt 

sich auch ein weiteres Indiz für die Beibehaltung der Regelung 

des Urlaubsrechtes für Heinarbeiter in Heinarbeitsgesetz 1960 
(vgl Vfslg 3573)0 

II e Besonderer Teil 

Abschnitt I grenzt den Geltungsbereich auf Grund der von 

der Bundesverfassung vorgegebenen Linie ab., Für die Heraus­

nahOe der Arbeitnehmer, die dem BauUrIG unterliegen p sowie jene 

Personen~ deren Urlaubsrecht jetzt im HeirnAG geregelt :i.st~ haben 

die bereits oben darg'estell ten tioerlegungen angesichts der be~ 

gründeten Eigenst~~digkeit dieser Sonderregelungen g0führt. 

Abschnitt II enthält allgemeine Bestimmungen, die weit­

gehend deo geltenden Angestelltenrecht entnoonen sind. Hat doch 

schließlich die Entwicklung des gesetzlichen Urlaubsrechtes in 

Privatdiellst auch von dort ihren Ausgang genomnen o 

~ § ~: ' 

Der nunnehr für alle privatrechtlichen Arbeitsverhältnisse 

bestehende gesetzliche Urlaubs anspruch ist seinen Wesen nach 

bezahlte Freizeitgewährung. Sie dient der Erhaltung der Ge­

sundheit und Arbeitskraft sowie zur Persönlichkeitsgestaltung 

des Arbeitnehmers. Der Urlaub wird innerhalt eines sich perio­

disch wiederholenden Zeitrauoes - den Urlaubsjahr - verbrauchte 

Der Übergang voo Dienstjahr auf das Kalenderjahr als Urlaubs­

jahr soll den praktischen Bedürfnissen des Arbeitslebens Rechnung 

tragen. Nach allgeoeiner Auffassung wird der Urlaub als eine 
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nach deo Verlauf des Kalenderjahres und sooit den entsprechen­

den ErholtL~gszeiten orientierter Anspruch angesehen. Stichtag 

für den Beginn des Urlaubsjahres ist sooit nun auch kraft Ge­

setzes der l~ J~~er. Dieser Tag ist auch für das Urlaubsaus­

naß bestinnend (§ 4 Abs 3). Für Urlaubsansprüche bei Antritt 

oder Beendigung des Arbeitsverhältnis wär~end des Kalender­

jahres ist die Regelung des § 10 heranzuziehen. 

Zu §§ 4 und l~ 

Die Festlegung der Mindesturlauhsdauer ist durch das gelten­

de Recht vorgegeben. Da jede Urlaubsregelung als Teilbereich der 

Sozialpolitik in Zusaooenhang oit der Länge der J~beitszeit ·und 

den Feiertagsregelungen zu sehen ist - dienen doch alle diese 

Regelungen deo gleichen sozialen Schutzbedürfnis -, so soll die 

internationale Lage nicht unbeachtet bleiben. Nach der Unter­

suchung des Beirates für liirtschafts- und Sozial fragen über Pro­

bIene der Arbei tszei tverkürzung (1iien J-969) beträgt der Minc.est­

urlaub 24 llerktage z B in Frankreich, Schweden und Norwegen, 

18 z b in der ERD, Belgien, Holland, Däneourk und Finnland (vgl 

Tabelle 2 Seite 13)., In den Schlußf'olgerungen S 87 heiß; es dann 

ausdrücklich, "das Österreich - bei Berücksicht:i.gung der Noroal= 

arbeitszeit~ der Feiertage und Urlnttbe - in dieser Hinsicht der~ 

zeit eine nittlere Position einniDD.t .. " 

Für die Steigerung des Urlaubsausoaßes bieten sich als Herk­

oaleg das höhere Lebensalter - besonders aus oedizinischer Sicht -w 

die längere Betriebszugehörigkeit als Treuepränie und schließlich 

die durch theoretische Ausbildung und längere Praxis erworbene 

Qualifikation. In einer sich inner stärker wandelnden Wirtschaft 

werden aber besonders solchen Regelungen der Vorzug zu geben sein, 

die einen Anreiz zu einer wirtschaftlich und sozial orlvtinschten 

Mobilität = nicht rascher Fluktuation - geben. Eben auf die Quali­

fikation des Arbeitnehoers abstellend Dotivierte der Gesetzgebor 

des Jahres 1910 die Urlaubsregelung dac.it, daß lider Urlaub keine 

Belastung für den Dienstgeber ist, denn erfahrungsffooäß 1d.rd di.e 

Frische und Spannkraft gerade des qualifizierten Arbeiters durch 

eine Erholungspause gestärkt und belebt und der Arbeitsverlust 

der Urlaubszeit durch die gesteigerte Arbej_tsenergie leicht wett­

geoacht .. II(Hayer-~rünbergp KODD.entar, 219) 
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Zu § 6: 

Bei der Gestaltung der Vereinbarung über den Verbrauch des· 

Urlaubes 'wurde neben einer Angleichung der sogenannten Warte­

zeit auf sechs Monate eineo echten Bedürfnis der Wirtschaftg der 

Durchführung sogenannter UBetriebsur1atbe ii Rechnung ge:bragen .. 

Diese betriebliche Übun6~ die als nicht unbeachtlicher Faktor 

• 

die Arbeitsbedingungen zu gestalten ver~ag~ hat jUngst auch in der 

Rechtssprechung ihren Niederschlag eef'unden Q (OGH 27 0 2&1968 Arb 8488), 

Mi t der Bestir:u:lUng des Abs 0 3 lvird ebenfalls sich eine aus 

der Praxis bereits anbahnende Lösu..n.g (vg1 Arb 8248 9 Erl BMU 

504o1963~ 360394=11/64) der Frage des Urlaubsverbrauches bei 

berufs schulpflichtigen Arbeitnehnern getroffeno 

Zu §~g 

Wohl kaun eine Vorschrift des geltenden Urlaubsrechts wird 

so oft nißachtetl) wie die Teilungsvorschriften (vgl Arb 7513)0 

Wenn es auch als sozialpolitisch sicher nicht hoch genug zu 

bewertende Er2~ngenschaft anzusehen ist 9 daß der Urlaub nicht 

durch ein beliebiges Direktionsrecht unterteilt werden kann~ so 

nuß doch bei jeder neuen RegelunG darauf Bedacht genoooen werden, 

daß in der Praxis vielfach über ausdrücklichen Wunsch des. l~beit= 

nehners der Urlaub gestückelt wird o ~er galt es einen Mittelweg 

zu finden p der den oedizinischen und sozialen Vorstellungen ge­

recht wird o Durch die Anrechnungsbestinnungen des § 5 ist in 

einer auch arbei tsnnrktpoli tisch vertretbaren 1<leise sicherge= 

stel1t~ daß jeden Arbeitnehner einen~ seinen lJter von oedizi­

nischen StandpurU~t erforderlichen }lindesturlaub erhä1t o Dieser 

schon teilweise durch das geltende Recht erreichte Vorteil~ 

sollte nun nicht durch zu große Urlaubsaufteilungsnöglichkeiten' 

in Frage gestellt werden" Ein zusaDrJenhängender Urlaubsteil 

DUß daher oindestens zwölf Werktage betragen" 

Zu § 8~ 

Ziel jeder anzustrebenden Urlaubsregelung ist es, daß der 

Arbeitnehoer seinen Urlaub~ der einen höchstpersönlichen Na= 

turalQUsprllch dars tell t ~ jedes Kalenderjahr verbrauchen sollo 

Sprechen doch sehr gewichtige sozialpolitische Erwägungen dafür, 

eine Ansaonlung von Urlaubsanspriichen hintanzuhalten g weil d~es 

deo Urlaubszweck widerspricht o Dennoch sol~ie Konsuoation des 

l 
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Urlaubes ~o folgenden Kalenderjahr nicht schlechth~n unoöglich 

sein o Der Urlaubsanspruch verfällt nach diesee Antrag nur 9 

wenn er durch alleiniges Verschulden dos Ji.rbei tnehcers nicht 

verbraucht wurde o D~es entspr~cht auch der herrschenden Lehre 

und der Rechtsprechung (Schwarz~ Ur1aubsentschä= 

d~gung und nachträglicher Ur1aubsverbrauch~ RdA 1970 9 31 und 

Strasser~ Das Erlöschen des Ur1aubsnnspruches des Privatange= 

stellten 9 ÖJZ 1956 204 und ÖGH Arb 6242 9 6579 v 6911 9 7459~ 

8058~ 8080 9 8563)0 Der Urlaubsanspruch des Arbeitnelli":.1ersist 

gesetzlich gewährleistet o Zu seiner Wahrung bedarf es zwar 

keiner besonderen Aufforderung des Arbeitgebers, doch liegt die 
" 

Initiative zur Festlegung der Urlaubsper~ode zUD~ndest in 

gl~e~cher !leise bein Arbe i tgeber o Der l...rbei tnehner verl.icrt 

druler keinesfalls schon deshalb seinen Anspruch, weil er den 

Urlaub n.icht ausdl"Ücklich verlangt hat 0 Vielr:1ehr 't-lird der 

Arbei tgebeL' dafür BClveise zu erbringen haben, dnß der labei t= 

nehoer ein alleiniges Verschulden an der Nichtkonsuoation 

tri:f1~t() Andernfalls besteht der Urlaubsanspruch natural:.i.. ter für 

das fplgende Kalenderjahr wei ter o Daoi t 1drd zugJeich dee Ifesen 

des Urlaubs als einhei tli.chee Rechtsanspruch auf' Freizei tge= 

währung und Entgeltfortzahlung Rechnung getragen~ (vg~ Cerny, 

Urlaub nach Beendigung des 1~beitsverhältnisses9 Rd:Lg 1967 9 124)0 Da -

das weitere Kalenderjahr nun aber eine Präklusivfrist darstel1t~ 

wird es auch Aufgabe des Arbeitnehners sein, innerhalb dieser 

Frist verstärkt auf den Verbrauch seines Anspruches zu dringen o 

Zu §.Jtg 

Auf den geltenden Recht und einer ausgefahrenen Recht"" 

sprechlmg (OHG 10,,12.,1963 Arb 7847; Arb 7h42; VwGR 6.7.1966 

Arb 8391) aufbauend regelt diese Bestinoung das Urlaubsentgelt, 

Dieses richtet sich nach einer von der Norna1arbeitszeit aus~ 

gehenden Durchschnittberechnung& Für die Berechnung ist w~iters 

von der Lohnhöhe des individuell bestiL~ten Arbeitnehoers aus­

zugehen (vgl OGR 10,,12,,1963 l-...rb 781.7 u 9 .. 12,,1.969 JEI 197o~ 485)4 

Abs .5 bestiDDt~ wie SachbeZÜGe in die Urlaubsentgoltbe= 

rechnung einzubeziehen sind. Hier war die Übornahoe einer Re­

gelunC;g wie sie etwa § 17 a Abs 3 .l'.nßG trifft" nicht gerecht­

fertigte Die aus 1921 staonende und in den Gosetzesoaterialien 

auch nicht näher erläuterte Regelune wird heute als zu weitgehend 
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eopfunden o So legen Nartinek = Schwarz 9 Angestelltengesetz g 

ÖGB 1965~ 217 § 17 a Ann 59 diese Bestiooung so aus s daß die 

in Gesetz konsequent verlangte Verdoppelung vl0hl an entsprechen­

den \'lort der entgangenen Verköstigung ihre Grenze zu finden 

hat o Für den Ent\~rf hat sich angesichts jener Arbeitsverhält= 

nisse 9 bei denen die Naturalbezüge heute noch eine echte wirt= 

schaftliehe Bedeutung haben j die BestiL~lung des § 67 Ahs 2 LAG 

als geeienetes Vorbild angeboten o 

Zu §= 10 ~ 

In Durchführung des in § 3 des Antrages verankerten Prin­

zipes t jeden J~beinehoer in jedeo Kalenderjahr einen bezahlten 

Urlaubsan~pruch zu gewährleisten 9war es erforderlich 9utsprechen­

de Regelungen für den Fall des Dienstantrittes oder Beendigung 

während des Kalenderjahres vorzusehen o Deren Zeil ist es, daß 

auch bei 1'1echsel dem Arbeitgebers während des Kalenderjahres 

grundsätzlich die Sunne der gebührenden Teilurlaube den für das 

gesa.':1te Kalenderjahr zustehenden Urlaubsanspruch errecMet''W€!rden 

5011 0 Die GewillArung des vollen Jru~resurlaubes trotz Ausscheidens . 

während des Kalenderjahres sieht der Antrag dann vor~ wenn die 

LösunG des Arbeitsverhältnisses nach der Jahresoitte erf'o1.gt Q 

Zu diesen Zeitpunkt ist io al1.geoeinen die lxt der Verbringung 

des Urlaubes bereits Geplant und eine Reduzierung des erwarte­

ten Vollurlauhes durch eine Lösung des Arbeitsverhältnisses auf' 

einen Teilurlaub könnte keinesfalls oehr als deo Zweck des Ur­

laubs entsprechend angesehen werden" Hit d::Leser Regelung be­

schrei tet der Ini tiativantrue; für "lei te Arbei tneh!:lerkreise 

in Österreich Neuland" Doch durch die Herabsetzuue; der 'Warte= 

zei. t auf' sechs 1·10nate und die verbesserte Bedachtnahoe auf' 

Vordieust= und Anrechnungszeiten ist die voo Entwurf beschrit= 

tene Regelung als Ganzes sicher günstiger, zuoal auch bei Ein­

gehen eines neuen J~beitsverhältnisses rascher als bisher 

jenes Urlaubsausoaß erreicht werden kann? das auf' Grund des 

längerens vorangegengenen ArbeitsvcJ:'hältnisses bereits 

gebührte" Die Härten des geltenden Rechtes durch entsprecheu= 

de Aliquotierungsvorschrif'ten zu über'l·;inden w:ie sie das Arbei-
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terurlaubsgesetz 1959, § 5 des deutschen Bundesurlaubs­

gesetz, der Code du travai1, enthält, 1..-urde nicht nur in 

der Theorie, sondern auch inder Praxis bereits gefordert 

(vgl Arb 7998). 

Deo einheitlichen Wesen des Urlaubsanspruches ent­

sprechend 5011 auch bei Auf'lösung der Urlaub oöglichst in 

natura genoonen werden. Nur in den vorgesehenen Ausnnhos­

fä11en sieht der Antrag eine ZahLung einer Abfindung vor. 

Mit dieser soll sich der ArbeitnerLOer die wegen Nichtver­

brauches des Urlaubes verlorene Freizeit und Möglichkeit 

zur Erholung smvie sonstigen Wei tG:;..~bildung seiner Per"" 

sönlichkei t ersatzweise beschaffen (vgl l..rb 7923; St:t··n sser, 

Der Verbrauch des Urlaubes, ÖJZ 1958 9 408 und Schwarz, 

Urlaubs entschädigung und nachträglicher Urlaubsverbrauch~ 

RdA 1970 11 31) Dieser t bisher der. Angestelltengesetzen 

:frende Gedanke p i·mr gleichfalls durch die Judikatur und 

Literatur schon jetzt schritt"mise verallgeneine:rt "I{Orden 

(vgl Arb 7459 9 7705, 8058, 8030, 8233, 8289, 8429)0 

l'lie bereits in allgeoeinen Teil mw ge führt , folgt 

der Entlvurf den Grundprinzip, daß der Urlaubsanspruch der 

Fürsorgepflicht entspringe o Bei Verlotzung der ~eue~ 

pflicht nuß daher der Arbei tne}1..ners seines Anspru.cl10s 

auf' Urlaub (Abfindung) verlustig geh.en (vgl Arb 7998, 6911, 

6983) 0 
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Die weiteren Besti~ungen sind· deo bewährten geltenden 

Recht entno~wen6 Abschnitt III enthält die Übergangs- tmd 

Schlußbestimoungen, wobei eine Rechtsbereinigung, soweit dies 

.. 

.. 

" innerhalb der engen Grenzen einer Tei1kodif'ikation oöglich ist, 
.-; 

angestrebt wurde. 

Zu § l}~. 

Seit 5.1.1.970 wird die effektive 'wöchentliche Noroalarbeits­

zeit von 45 Stunden und in oanchen F lIen von 48 stunden auf' 

Grund des 40-Wochenstunden kollektivvertrages vom Septa 1969 und 

des AZG auf 40 Stunden herabgessetzta Ausdrücklich wird in AB . 
1463 BlgrIR .11 GP in den Ausführungen ZUD Arbei tszei tgesetz auf' 

die bereits in den Erläuterungell zu den §§ 4 u 5 des Initiativ­

antrages zitierte Untersuchung über die Probleme der Arbeitszeit­

verkürzung bezuggenonoon o Die Beiratsprognoso, daß auf Grund der 

voraussehbaren :h.'ntwicklungstendC'nzen e:lne etappenweise Herab­

setzung der Nor:oal8.rbeitszeit; auf 4o-Wochenstundell. bis etwa 

Mi tte der fiiebziger Jahre Dögl.ich soi (Sei te 9h) ging z1<leif'els­

olme von der Annobr.w aus ~ daß ir:1 Hinblick auf' die sonstigen 

a.rbei tswarktpoli tj.schen und einkof.Jl::18nspoli tischen Effekte nicht 

gle:i.chzei tj_g eine andere arbei tszej. tverkürzende Maßna.hoe ge·trof= 

fen wi~'d" Zur VorDeidung einer überoäßigen Belastung der Ivirt­

schaft ist daher die Verlängerung des gesetzlichen Urlaubes, 

wie sie durc:l die Vorschriften des § 4 Abs 1 u. § 5 Abs 2 des 

Urlaubsgesetzentwurfes für alle bishor oittelbar oder unnittelbar 

den Vorschriften des ArbUrlG unterliegenden l.rbeitneh.r:1er be­

wirkt wird, bis ZUD Auslaufen der Arbeitszej .. tverküxzungsetappen 

aufzuschieben" 

In f'orneller Hj_nsicht wird beantragt, den vorliegenden 

Antrag ~~ter Verzicht auf die erste LeBill~g, deo Ausschuß für 

soziale Verwalt-ung ~uzuweisen. 

'" 

,; 
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